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101. Bundesgesetz: Änderung des Forschungsorganisationsgesetzes — FOG
(NR: GP XVIII RV 638 AB 770 S. 101. BR: AB 4450 S. 564.)

102. Bundesgesetz: Änderung des Forschungsförderungsgesetzes 1982 — FFG
(NR: GP XVIII RV 639 AB 771 S. 101. BR: AB 4451 S. 564.)

103. Bundesgesetz: Änderung des Universitäts-Organisationsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 653 AB 772 S. 101. BR: AB 4452 S. 564.)
[EWR/Anh. XVIII: 376 L 0207]

104. Bundesgesetz: Änderung des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 654 AB 773 S. 101. BR: AB 4453 S. 564.)
[EWR/Anh. XVIII: 376 L 0207]

105. Bundesgesetz: Änderung des Akademie-Organisationsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 655 AB 774 S. 101. BR: AB 4454 S. 564.)
[EWR/Anh. XVIII: 376 L 0207]

101 . Bundesgesetz, mit dem das Forschungsor-
ganisationsgesetz — FOG geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Forschungsorganisationsgesetz — FOG,
BGBl. Nr. 341/1981, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 689/1991, wird wie folgt
geändert:

1. § 1 Abs. 1 Z 6 lautet:
„6. die internationale, insbesondere europäische

Forschungskooperation,"

2. § 36 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. Institutionen, die durch den Betrieb rechtlich
unselbständiger Forschungseinrichtungen für
die österreichische Wissenschaft und Wirt-
schaft, vor allem für kleine und mittlere
Unternehmen, wesentliche Forschungsgebiete
behandeln,"

Klestil

Vranitzky

102. Bundesgesetz, mit dem das Forschungs-
förderungsgesetz 1982 — FFG geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Forschungsförderungsgesetz 1982 — FFG,
BGBl. Nr. 434/1982, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. Nr. 658/1987, wird wie folgt
geändert:

1. § 4 Abs. 1 lit. c lautet:

,,c) jährliche Erstattung eines Berichtes über die
Tätigkeit des Fonds im abgelaufenen Kalen-
derjahr und über die Lage der wissenschaftli-
chen Forschung (§ 2 Abs. 1) sowie ihre für das
jeweils nächste Kalenderjahr zu erwartenden
Bedürfnisse einschließlich einer längerfri-
stigen Vorausschau über die Bedürfnisse der
wissenschaftlichen Forschung, insbesondere
unter Bedachtnahme auf deren kulturelle,
soziale, wirtschaftliche und ökologische Be-
deutung; der Bericht ist dem Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung bis 31. März
eines jeden Jahres vorzulegen;"

2. § 6 Abs. 4 zweiter Satz lautet:

„Sie ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der stimmberechtigten Mitglieder beschlußfähig."

3. § 7 Abs. 4 zweiter Satz lautet:

„Es ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der stimmberechtigten Mitglieder beschlußfähig."

4. § 11 Abs. 1 lit. a lautet:

,,a) Förderung von Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben natürlicher und juristischer
Personen (Förderungswerber) einschließlich
der Gewährung von Forschungsbeihilfen für
Forschungsvorhaben des wissenschaftlichen
Nachwuchses; die Förderung hat durch den
Fonds als Träger von Privatrechten auf jede

4 77



1196 44. Stück — Ausgegeben am 12. Februar 1993 — Nr. 103

geeignete Weise, insbesondere durch Gewäh-
rung von Förderungsbeiträgen oder Darlehen
für bestimmte, genau umschriebene For-
schungsvorhaben, einschließlich der Ausstat-
tung mit Forschungseinrichtungen, wenn
diese unmittelbare Bedingung für ein be-
stimmtes Forschungsvorhaben sind, zu erfol-
gen;"

5. § 11 Abs. 1 lit. c lautet:

,,c) jährliche Erstattung eines Berichtes über die
Tätigkeit des Fonds im abgelaufenen Kalen-
derjahr und über die Lage der Forschung im
Bereich der gewerblichen Wirtschaft sowie
die auf diesem Gebiet für das jeweils nächste
Kalenderjahr zu erwartenden Bedürfnisse
einschließlich einer längerfristigen Voraus-
schau über die Bedürfnisse der Forschung im
Bereich der gewerblichen Wirtschaft, insbe-
sondere unter Bedachtnahme auf die wirt-
schaftliche, soziale, kulturelle und ökologi-
sche Bedeutung dieser Angelegenheiten; der
Bericht ist dem Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung bis 31. März eines jeden
Jahres vorzulegen;"

6. § 11 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Fonds kann die Gewährung von
Förderungsbeiträgen oder Darlehen von Bedingun-
gen abhängig machen. Bei Forschungsvorhaben von
unmittelbarem wirtschaftlichem Nutzen für den
Förderungswerber hat dieser einen angemessenen
Beitrag zur Deckung der Kosten zu leisten."

7. § 13 Abs. 3 2. Satz lautet:

„Das Kuratorium ist bei Anwesenheit von minde-
stens der Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder
beschlußfähig."

8. § 17 Abs. 4 lit. b lautet:

,,b) die Erstattung von Vorschlägen und Berich-
ten in Forschungsförderungsfragen, insbeson-
dere hinsichtlich der Festlegung von Förde-
rungsschwerpunkten, an den Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung und den
Österreichischen Rat für Wissenschaft und
Forschung auf deren Ersuchen oder aus
eigenem,"

9. § 21 Abs. 2 lautet:

„(2) Ein Darlehen kann unter Berücksichtigung
des § 11 Abs. 2 ganz oder teilweise in einen
Förderungsbeitrag umgewandelt werden, wenn der
mit der Förderung angestrebte Erfolg wegen
nachfolgender ohne Verschulden des Förderungs-
empfängers eintretender Ereignisse nur so erreicht
werden kann oder nicht erreicht werden konnte."

10. Dem §21 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Planstellen der zweckgebundenen Gebarung
des Bundes (§ 17 Abs. 5 Bundeshaushaltsgesetz) an

Universitäten, Kunsthochschulen und der Akademie
der bildenden Künste in Wien sind nicht öffentlich
auszuschreiben, wenn sie zur Gänze aus Förde-
rungsmitteln der Fonds refundiert werden und
ausschließlich für die Durchführung von Arbeiten
im Rahmen von Forschungsprojekten, die von den
Fonds gefördert werden, gewidmet sind."

11. § 25 Abs. 2 lautet:

„(2) In folgenden Angelegenheiten bedürfen die
Beschlüsse der Organe der Fonds der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde:

a) Rechnungsabschluß (§ 6 Abs. 3 lit. c und § 13
Abs. 2 lit. c),

b) Abschluß von Rechtsgeschäften, die eine
dauernde oder mehrjährige Belastung des
Fonds zum Gegenstand haben, sofern diese
Verpflichtungen nicht aus Rückflüssen von
Darlehensgewährungen oder aus dem sonsti-
gen Vermögen des Fonds bedeckbar sind,

c) Geschäftsordnung (§ 6 Abs. 3 lit. a und § 13
Abs. 2 lit. a).

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der
Beschluß den gesetzlichen Vorschriften entspricht."

12. Nach § 27 wird folgender § 27 a eingefügt:

„§ 27 a. Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 102/1993 laufende
Funktionsperiode des Präsidiums des Forschungs-
förderungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft
(§ 12 lit. b) endet am 31. Jänner 1995."

Klestil
Vranitzky

103 . Bundesgesetz, mit dem das Universitäts-
Organisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 11. April 1975, BGBl.
Nr. 258, über die Organisation der Universitäten,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 623/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 lit. a lautet:

,,a) durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermö-
gen und Rechte zu erwerben und Förderun-
gen des Bundes, soweit sie im Zusammenhang
mit der Beteiligung an internationalen For-
schungsprogrammen stehen, sowie Förderun-
gen anderer Rechtsträger entgegenzunehmen
und hievon im eigenen Namen zur Erfüllung
ihrer Zwecke Gebrauch zu machen;"
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2. § 20 Abs. 5 lautet:

„(5) Werden mehrere Fakultäten verschiedener
Universitäten oder verschiedene Universitäten oder
Fakultäten bzw. Universitäten, die Akademie der
bildenden Künste oder eine Kunsthochschule
gemeinsam mit der Durchführung einer Studien-
richtung oder eines Studienzweiges betraut, so
haben sie gemeinsam eine Studienkommission für
diese Studienrichtung oder für diesen Studienzweig
einzusetzen (interuniversitäre Studienkommis-
sion)"

3. (Verfassungsbestimmung) § 21 Abs. 4 lautet:

„(4) (Verfassungsbestimmung) Abs. 3 gilt nicht
für Gastprofessoren gemäß § 33 Abs. 2. Es ist
zulässig, auch Wissenschafter, die die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft nicht besitzen, zu Mitglie-
dern von Berufungskommissionen und Habilita-
tionskommissionen zu bestellen. Überdies können
Organe und Mitglieder von Kollegialorganen auch
Personen sein, die in einem der Universität
zugeordneten Dienstverhältnis zum Bund stehen
und die zwar die österreichische Staatsbürgerschaft
nicht besitzen, denen jedoch auf Grund eines
völkerrechtlichen Vertrages dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren sind wie österreichi-
schen Staatsbürgern."

4. Im § 31 Abs. 2 lautet der zweite Satz:

„Hierbei ist auf die gesetzlichen Ernennungsvoraus-
setzungen (Anlage 1 Z 20 zum BDG 1979)
hinzuweisen."

5. Im § 31 Abs. 2 entfällt der dritte Satz.

6. § 80 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Universitätsdirektion ist von einem
Beamten oder Vertragsbediensteten des Bundes zu
leiten. Er führt die Bezeichnung Universitätsdirek-
tor."

7. § 80 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„Voraussetzungen für die Bestellung sind insbeson-
dere, daß der Bewerber

1. ein für die mit dieser Funktion verbundenen
Aufgaben einschlägiges Hochschulstudium
abgeschlossen hat und

2. Kenntnisse bzw. Erfahrungen in der Behand-
lung von Rechtsangelegenheiten und auf den
Gebieten der Unternehmensführung, der Ver-
waltung größerer Dienststellen, Anstalten
oder Betriebe sowie Kenntnisse der für die
Verwaltung einer Universität wesentlichen
Rechtsvorschriften besitzt."

Klestil
Vranitzky

104. Bundesgesetz, mit dem das Kunsthoch-
schul-Organisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 21. Jänner 1970, BGBl.
Nr. 54, über die Organisation der Kunsthochschu-
len, zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 366/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 lit. a lautet:

,,a) durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermö-
gen und Rechte zu erwerben und Förderun-
gen des Bundes, soweit sie im Zusammenhang
mit der Beteiligung an internationalen For-
schungsprogrammen stehen, sowie Förderun-
gen anderer Rechtsträger entgegenzunehmen
und hievon im eigenen Namen zur Erfüllung
ihrer Zwecke Gebrauch zu machen;"

2..(Verfassungsbestimmung) § 9 Abs. 2 lautet:

„(2) (Verfassungsbestimmung) Organe und Mit-
glieder von Kollegialorganen können Gastprofesso-
ren sein, die die österreichische Staatsbürgerschaft
nicht besitzen. Dies gilt auch für Personen, die in
einem der Universität zugeordneten Dienstverhält-
nis zum Bund stehen und die zwar die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft nicht besitzen, denen
jedoch auf Grund eines völkerrechtlichen Vertrages
dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewäh-
ren sind wie österreichischen Staatsbürgern."

3. § 30 Abs. 2 lautet:

„(2) Zur Leitung des inneren Dienstes des
Rektorates ist vom Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung auf Vorschlag oder nach Anhörung
des Gesamtkollegiums ein Beamter oder Vertrags-
bediensteter des Bundes als ,Rektoratsdirektor' zu
bestellen. Voraussetzungen für die Bestellung sind
insbesondere, daß der Bewerber

1. ein für die mit dieser Funktion verbundenen
Aufgaben einschlägiges Hochschulstudium
abgeschlossen hat und

2. Kenntnisse bzw. Erfahrungen in der Behand-
lung von Rechtsangelegenheiten und auf den
Gebieten der Unternehmensführung, der Ver-
waltung größerer Dienststellen, Anstalten
oder Betriebe sowie Kenntnisse der für die
Verwaltung einer Kunsthochschule wesentli-
chen Rechtsvorschriften besitzt."

Klestil

Vranitzky

105. Bundesgesetz, mit dem das Akademie-
Organisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987,
BGBl. Nr. 25/1988, über die Organisation der
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Akademie der bildenden Künste in Wien, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 365/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 Z 1 lautet:

„1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermö-
gen und Rechte zu erwerben und Förderungen
des Bundes, soweit sie im Zusammenhang mit
der Beteiligung an internationalen For-
schungsprogrammen stehen, sowie Förderun-
gen anderer Rechtsträger entgegenzunehmen
und hievon im eigenen Namen zur Erfüllung
ihrer Zwecke Gebrauch zu machen;"

2. Der letzte Satz im § 27 Abs. 4 wird aufgehoben.

3. (Verfassungsbestimmung) Im § 27 wird nach
Abs. 4 folgender Abs. 4 a eingefügt:

„(4 a) (Verfassungsbestimmung) Wählbar sind
nur jene Wahlberechtigten, die die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen oder denen auf Grund
eines völkerrechtlichen Vertrages dieselben Rechte
für den Berufszugang zu gewähren sind wie
österreichischen Staatsbürgern."

4. § 49 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Akademiedirektion ist von einem
Beamten oder Vertragsbediensteten des Bundes zu
leiten. Er führt die Bezeichnung ,Akademiedirek-
tor'. Die Bestellung zum Akademiedirektor erfolgt

durch den Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung auf Grund einer öffentlichen Ausschrei-
bung (§ 11 Abs. 4) nach Anhörung des Akademie-
kollegiums. Voraussetzungen für die Bestellung
sind insbesondere, daß der Bewerber

1. ein für die mit dieser Funktion verbundenen
Aufgaben einschlägiges Hochschulstudium
abgeschlossen hat und

2. Kenntnisse bzw. Erfahrungen in der Behand-
lung von Rechtsangelegenheiten und auf den
Gebieten der Unternehmensführung, der Ver-
waltung größerer Dienststellen, Anstalten
oder Betriebe sowie Kenntnisse der für die
Verwaltung der Akademie wesentlichen
Rechtsvorschriften besitzt.

Der Akademiedirektor kann einen Stellvertreter aus
dem Kreis an der Akademiedirektion verwendeten
Beamten der Verwendungsgruppe A (Vertragsbe-
diensteten der Entlohnungsgruppe a), in Ermange-
lung eines solchen aus dem Kreis der an der
Akademiedirektion verwendeten Beamten (Ver-
tragsbediensteten) der jeweils nächstfolgenden
Verwendungsgruppe (Entlohnungsgruppe) bestel-
len. Die Bestellung bedarf der Genehmigung des
Bundesministers für Wissenschaft und Forschung."

Klestil
Vranitzky


